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Organe der Rechtspflege sind verpflichtet, 
mit ihren Erfahrungen Staats- und Wirt­
schaftsorgane, Betriebe, Einrichtungen, Ge­
nossenschaften und Massenorganisationen 
und gesellschaftliche Kollektive bei der 
Verhütung von Straftaten und der gesell­
schaftlichen Erziehung Straffälliger wirk­
sam zu unterstützen und dabei auf die 
Vervollkommnung der Leitungstätigkeit 
und Erziehungsarbeit hinzuwirken.

Hinweis: Vgl. Art. 90 Verf.; §§ 26, 32 und 
46 StGB; §§ 2, 18 19 und 256 StPO; § 2 Ab­
sätze 6 und 7, §§ 34, 38, 68 Gesetz vom
12. 7. 1973 über die örtlichen Volksvertre­
tungen und ihre Organe (GBl. I Nr. 32
S. 313); §7 VEB/VVB-VO; Beschluß vom
13.6. 1974 über die Verbesserung der
Rechtsarbeit in der Volkswirtschaft (GBl. I 
Nr. 32 S. 313).

Artikel 4
Schutz der Würde und der Rechte 

des Menschen

Die Würde des Menschen, seine Freiheit 
und seine Rechte stehen unter dem Schutz 
der Strafgesetze des sozialistischen Staates.

Die Achtung der Menschenwürde, von 
der sich die sozialistische Gesellschaft auch 
gegenüber dem Gesetzesverletzer leiten 
läßt, ist für die Tätigkeit der staatlichen 
und gesellschaftlichen Strafrechtspflege und 
für den Strafvollzug unverbrüchliches Ge­
bot.

Eine Person darf nur in strikter Überein­
stimmung mit den Gesetzen strafrechtlich 
verfolgt und zur Verantwortung gezogen 
werden. Eine Handlung zieht strafrechtliche 
Verantwortlichkeit nur nach sich, wenn dies 
zur Zeit ihrer Begehung durch Gesetz vor­
gesehen ist, der Täter schuldhaft gehan­
delt hat und die Schuld zweifelsfrei nach­
gewiesen ist. Die Rückwirkung und die 
analoge Anwendung von Strafgesetzen zu­
ungunsten des Betroffenen ist unzulässig.

Die Rechte der Persönlichkeit, das Post- 
und Fernmeldegeheimnis und die Unver­
letzlichkeit der Wohnung sind gewährlei­
stet. Sie dürfen nur so weit eingeschränkt 
werden, als dies gesetzlich zulässig und 
unumgänglich ist. Festnahmen und Verhaf­
tungen erfolgen nur auf Grundlage des Ge­
setzes.

Niemand darf als einer Straftat schuldig 
behandelt werden, bevor nicht in einem ge­

setzlich durchgeführten Verfahren von 
einem Gericht oder gesellschaftlichen Or­
gan der Rechtspflege seine Schuld zweifels­
frei nachgewiesen und rechtskräftig fest­
gestellt worden ist.

Das Recht auf Verteidigung ist gewähr­
leistet.

Strafen im Sinne dieses Gesetzes werden 
ausschließlich durch Gerichte ausgespro­
chen. Niemand darf seinem gesetzlichen 
Richter entzogen werden; Ausnahmege­
richte sind verboten.

Artikel 5 
Gewährleistung der Gleichheit 

vor dem Gesetz

Das Strafrecht und die Strafrechtspflege 
gewährleisten die Gleichheit vor dem Ge­
setz als ein Grundprinzip sozialistischer 
Gerechtigkeit. Niemand darf wegen seiner 
Nationalität, seiner Rasse, seines Glaubens­
bekenntnisses, seiner Weltanschauung oder 
wegen seiner Zugehörigkeit zu einer Klasse 
oder sozialen Schicht strafrechtlich verfolgt 
oder benachteiligt werden. Die Gerechtigkeit 
in der Strafrechtspflege erfordert, daß die 
objektiven und subjektiven Umstände der 
Tat, wie Art und Weise ihrer Begehung, 
ihre Folgen, ihre Ursachen und Bedingun­
gen, die Schuld des Täters sowie die Mög­
lichkeiten seiner Erziehung zu einem gleich­
berechtigten und gleichverpflichteten Mit­
glied der sozialistischen Gesellschaft unter 
Berücksichtigung seiner Persönlichkeit fest­
gestellt und nach den für alle geltenden Ge­
setzen beurteilt werden.

Artikel 6
Recht der Bürger auf Mitgestaltung 

der Strafrechtspflege

Das Recht der Bürger auf Mitgestaltung 
aller staatlichen und gesellschaftlichen An­
gelegenheiten wird in der Strafrechtspflege 
in umfassender Weise verwirklicht.

Die Bürger wirken an der staatlichen 
Strafrechtspflege vor allem als gewählte, 
dem Richter gleichberechtigte Schöffen und 
als Beauftragte gesellschaftlicher Kollektive 
und gesellschaftlicher Organisationen mit. 
Die Konflikt- und Schiedskommissionen 
nehmen im Kampf der sozialistischen Ge­
sellschaft um die Einhaltung des Rechts, 
für die Verhütung von Straftaten und die


